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Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

 Vor Eintritt in die Tagesordnung 3 

Da das Ausschussprotokoll 18/687 erst kurzfristig vor der Sitzung 
vorgelegen hat, verständigt sich die Kinderschutzkommission 
darauf, TOP 4 in der nächsten Sitzung zu behandeln. 

1 Kinderschutz in stationären Einrichtungen 4 

– Gespräch mit Gästen (s. Anlage 1) 

2 Gesetz zur Änderung des Landeskinderschutzgesetzes NRW 28 
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– keine Wortbeiträge 

Die Kinderschutzkommission beschließt, sich pflichtig an der 
Anhörung im federführenden Ausschuss für Familie, Kinder 
und Jugend am 6. Februar 2025 zu beteiligen. 

3 Arbeitsplan 2025 (s. Anlage 2) 29 

– keine Wortbeiträge 

Die Kinderschutzkommission beschließt mit den Stimmen aller 
Fraktionen den Arbeitsplan für 2025, der als Tischvorlage vorliegt. 

4 Belastungen von Kindern mit Schadstoffen 30 

Ausschussprotokoll 18/687 

– wird heute nicht behandelt 

5 Verschiedenes 31 

– keine Wortbeiträge 

* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung  

Da das Ausschussprotokoll 18/687 erst kurzfristig vor der Sitzung 
vorgelegen hat, verständigt sich die Kinderschutzkommission 
darauf, TOP 4 in der nächsten Sitzung zu behandeln.  

  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 4 - APr 18/737 

Unterausschuss „Kommission zur Wahrnehmung der Belange der Kinder“ 07.11.2024 
(Kinderschutzkommission) bar 
des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend  
16. Sitzung (öffentlich)  
 
 
1 Kinderschutz in stationären Einrichtungen 

– Gespräch mit Gästen (s. Anlage 1) 

Vorsitzende Nina Andrieshen: Wir freuen uns, dass die Gäste unserer Einladung 
gefolgt sind und heute an der Sitzung teilnehmen. Ich begrüße Sie sehr herzlich. 

Die Fraktionen werden gleich Fragen an Sie richten. Pro Fragerunde können die Frak-
tionen je zwei Fragen an einen Gast oder zwei Gäste stellen. Unsere Gäste bitte ich, 
zu versuchen, ihre Antworten auf drei Minuten zu begrenzen. Bei mehreren Fragen 
sind das dann maximal fünf Minuten. Die Fraktionen haben die Möglichkeit, im Ver-
laufe des gesamten Gesprächs zwei direkte Nachfragen zu den Antworten der Gäste 
zu stellen. Hier bitten wir die Gäste um kurze Antworten. 

Gibt es zu diesem Vorgehen noch Fragen? – Das ist nicht der Fall. Dann können wir 
beginnen. 

Charlotte Quik (CDU): Ich darf mich bei Ihnen allen im Namen der CDU-Fraktion 
herzlich bedanken, dass Sie heute zu uns gekommen sind und dass Sie uns die Stel-
lungnahmen im Vorfeld zur Verfügung gestellt haben, damit wir uns schon gut in dieses 
sehr komplexe Thema einarbeiten konnten.  

Meine erste Frage richte ich gerne an die Vertreter*innen von Jugend vertritt Jugend. 
Sie betonen die Wichtigkeit von Selbstvertretungen in allen Einrichtungen und be-
schreiben auch, dass diese oft nicht ausreichend vorhanden sind. Wie stellen Sie sich 
das praktisch vor, das zu verändern? Und: Was sollten diese Selbstvertretungen zu-
sätzlich neben den etablierten Beteiligungsformaten leisten? Welchen Mehrwert hät-
ten sie?  

An Frau Richters und Herrn Dinspel habe ich Frage, wie sie diesen Vorschlag von 
Jugend vertritt Jugend bewerten.  

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Wir würden gerne das Thema anhand eines konkreten 
Beispiels in Nordrhein-Westfalen behandelt wissen. Es gab das "System Winterhoff" 
in Nordrhein-Westfalen. Wir hatten einen Sachverständigen eingeladen, der, glaube 
ich, sehr umfangreich dazu hätte berichten können, allerdings leider heute nicht teil-
nimmt. Darum gestatten Sie mir, dass ich zu diesem Fall aus der Presse zitiere. Bei 
der tagesschau hieß es am 12. August 2021: 

„Lorenz Bahr, Dezernatsleiter im Landesjugendamt Rheinland, zeigt sich von 
den Vorwürfen gegen Winterhoff wenig überrascht. Schon vor Jahren habe 
man als Träger einiger Einrichtungen die Zusammenarbeit beendet – wegen 
der hohen und dauerhaften Dosierung von Medikamenten bei Kindern und Ju-
gendlichen‘. Anderen Einrichtungen oder Jugendämtern habe man aber keine 
Anweisungen gegeben: Letztlich würden die Eltern und Sorgeberechtigten 
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entscheiden, welche Medikamente die Kinder und Jugendlichen erhalten. 
Für die Aufsicht über die Ärzte sei die Ärztekammer verantwortlich.“ 

Jetzt stellen wir uns vor, dass ein Kinder- und Jugendpsychiater Kinder diagnostiziert 
hat, gleichzeitig aber in den Vorständen der Einrichtungen saß, in die die Kinder darauf-
hin gegeben wurden, dort auch der einzige Arzt der Einrichtung war und das Personal 
der Einrichtung weitergebildet hat. So ein Zusammenwirken erscheint mir persönlich 
schwierig. 

Darum ist meine erste Frage, die sich an die Landesjugendämter richtet: Teilen Sie 
meine Auffassung, dass eine solche personelle Verquickung problematisch ist? Und: 
Wie kann man einem solchen System im Vorfeld die Möglichkeiten beschneiden? Wel-
che rechtlichen Schritte wären dazu aus Ihrer Sicht notwendig und müssten eingeleitet 
werden? Und – besonders spannend –: Wie kann es sein, dass da niemand einge-
schritten ist? Ich bin dem LVR durchaus dankbar, dass er damals gesagt hat: Wir haben 
die Zusammenarbeit mit unseren Einrichtungen gestoppt. – Aber diese Fragen haben 
sich damals gestellt, und die stellen sich, glaube ich, heute exemplarisch auch noch.  

Die zweite Frage: Ich freue mich sehr, dass die Caritas da ist in Form von Herrn Dinspel. 
Auch die Caritas hat als Träger im Erzbistum Köln die Zusammenarbeit mit dem Kinder- 
und Jugendpsychologen eingestellt. Die tagesschau berichtete dazu: 

„Kriege sagt, der Diözesan-Caritasverband habe alle etwa 60 ambulanten 
und stationären Träger der Kinder- und Jugendhilfe aufgefordert, die Zu-
sammenarbeit mit Winterhoff kritisch zu überprüfen. Mittlerweile hat sich 
herausgestellt, dass nur ein Träger mit Winterhoff kooperiert: Der Kleine 
Muck e. V. Bonn. Der Verein betreibt mehrere Einrichtungen und wurde von 
Winterhoff mit gegründet. Michael Winterhoff betreut zahlreiche Kinder in 
dessen Einrichtungen als Facharzt.“  

Ich bin froh, dass die Caritas damals diesen Schritt gegangen ist und das kritisch über-
prüft hat. Ich frage mich aber immer wieder: Was wäre denn passiert, wenn sich nicht 
eine Journalistin besonders stark in diese Thematik eingearbeitet hätte? Wäre das 
System so weitergelaufen? Hätten wir das überhaupt nicht auf die Agenda bekommen? 
Ich glaube, an der Stelle schließt sich vielleicht auch der Kreis zu Jugend vertritt Ju-
gend. Wie kann man denn Kinder und Eltern in solchen Situationen stark machen und 
über ihre Rechte informieren?  

Ich entschuldige mich für den etwas längeren Einstieg, aber meine, das war notwendig.  

Dagmar Hanses (GRÜNE): Frau Vorsitzende, liebe Kolleginnen und Kollegen der de-
mokratischen Fraktionen, es ist immer spannend, wenn ich hier mal vertreten darf, weil 
das Thema sehr wichtig ist.  

Ich freue mich sehr, dass Frau Kesidis, Herr Schindler und Frau Richters da sind. Denn 
ich habe selber über vier Jahre in der stationären Jugendhilfe gearbeitet, und das ist 
sehr lange her, und da gab es Sie noch nicht. Es ist so gut, dass Sie jetzt da sind und 
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dass Sie in dieser Struktur Jugend vertritt Jugend die Stimme der jungen Menschen in 
stationären Einrichtungen sind. Vielen Dank dafür.  

Deshalb geht meine erste Frage an Sie. Wir haben die Stellungnahme gelesen. Wie 
können aus Ihrer Sicht Jugendliche und Kinder in Einrichtungen besser informiert, ge-
schützt und vernetzt werden?  

Meine zweite Frage stelle ich dem LVR und dem LWL. Da Sie in Ihren Landesjugend-
ämtern eine Vielzahl von Einrichtungen betreuen, wäre die Frage, ob Sie näher erläu-
tern können, wie die Prüfungen erfolgen. Da Sie schreiben, dass das gesetzlich nicht 
vorgesehen ist, ist die Frage, wie Sie da eine Routine schaffen können, damit alle 
Einrichtungen gut im Blick behalten werden können.  

Marcel Hafke (FDP): Meine Damen und Herren, auch von unserer Seite besten Dank 
für die Möglichkeit, mit Ihnen über das Thema zu sprechen.  

Ich möchte mit Jugend vertritt Jugend anfangen, um ein Feedback aus der Praxis zu 
bekommen. Stichwort „Rechte“: Ich finde es gut, dass man da mal einen Eindruck be-
kommt. Da würde ich mich anschließen, möchte das aber gerne um das Stichwort 
„Beschwerdemöglichkeiten“ erweitern. Wie und wo können sich junge Menschen nach 
Ihren Erfahrungen niedrigschwellig beschweren?  

Herr Post, vielleicht können Sie das auch noch einmal skizzieren. Wie läuft das bei 
Ihren Trägern, wenn es Problemlagen gibt? Wie ist das geregelt? Ist das verbindlich? 
Wie kann das im Sinne der Kinder und Jugendlichen umgesetzt werden?  

Prof. Dr. Daniel Zerbin (AfD): Ich möchte mich im Namen meiner Fraktion auch für 
die Stellungnahmen bedanken und dafür, dass Sie heute hier sind. Das ist für uns sehr 
hilfreich.  

Ich habe zwei Fragen. Dabei geht es in erster Linie um die Schutzkonzepte. Die erste 
Frage richtet sich an Jugend vertritt Jugend. Welche Erfahrungen haben Sie mit Ge-
waltschutzkonzepten gemacht? Wie effektiv sind diese in den jeweiligen Einrichtun-
gen? Sind die überhaupt flächendeckend etabliert?  

Die zweite Frage richtet sich an Herrn Lehmkuhl und Herrn Palm, also an die Land-
schaftsverbände. Dabei geht es auch um die Schutzkonzepte. Wir hören immer wie-
der, dass Schutzkonzepte gar nicht vorhanden sind oder zumindest keiner von der 
Existenz der Schutzkonzepte Kenntnis hat. Welche Maßnahmen ergreifen Sie, falls 
ein Träger die Anforderungen an das Schutzkonzept oder die Betriebserlaubnis nicht 
erfüllt? Welche Sanktionen oder Konsequenzen gibt es dann?  

Vorsitzende Nina Andrieshen: Wir haben alle Fragen gehört und kommen zur Ant-
wortrunde. 
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Stephan Palm (Landschaftsverband Rheinland): Vielen Dank für die Einladung. Ich 
freue mich, heute hier vielleicht zu einigen Fragestellungen Auskunft und Informatio-
nen geben zu können.  

Zum „System Winterhoff“ gebe ich gerne Auskunft. Die personelle Verquickung ist 
problematisch. Das kann ich eindeutig bejahen. Trotzdem sind die Trägerstrukturen 
für Vereine und Organisationen ja erst einmal frei wählbar. Das heißt, wir haben im 
Vorstand Personen sitzen, die sich in diesen Vereinen oder anderen Organisations-
strukturen engagieren. Deswegen ist es uns erst einmal nicht bekannt, wer in Vorstän-
den der Vereine oder der Träger sitzt. Wir haben dann geschäftsführende Personen, 
die mit uns in Kontakt sind, und dann pädagogische Leitungen.  

Die rechtlichen Schritte: Herr Bahr hat in seinen Ausführungen deutlich auf die Zustän-
digkeiten hingewiesen. Die rechtlichen Schritte liegen sicherlich in der Zuständigkeit 
der Personensorgeberechtigten der Kinder und Jugendlichen in den Einrichtungen. 
Das muss man sehr deutlich sehen. Daneben kommen Vormünder aus den verschie-
denen Jugendämtern infrage, die die medikamentöse Behandlung der Kinder und Ju-
gendlichen zu begleiten haben. Das heißt, es ist primär eine individuelle Verantwor-
tung. Bei medikamentösen Behandlungen, die nicht zum Ziel führen oder fehlerhaft 
sind, ist es die Verantwortung der Personensorgeberechtigten oder der Vormünder, 
die nächsten Schritte einzuleiten und vielleicht sogar auch strafrechtliche Verfahren 
einzuleiten. Das ist, glaube ich, wesentlich.  

In dem Moment, wo wir anlassbezogen Informationen bekommen, dass nach Belieben 
medikamentöse Behandlungen vorgenommen werden, die nicht der ärztlichen Kunst 
entsprechen, ist es unser Auftrag, dem zum Beispiel mit der entsprechenden Expertise 
der Gesundheitsämter nachzugehen und eine Prüfung und eine Bewertung vorzuneh-
men. Das ist in den Punkten auch über die Jahre passiert, wenn wir diese Informatio-
nen bekommen haben. Deswegen würde ich nicht sagen, dass niemand eingeschritten 
ist. Wenn wir davon Kenntnis bekommen haben, haben wir diese Situationen geprüft 
und bewertet und sind entsprechend eingeschritten. 

Zur Prüfungsreihenfolge wird gleich Herr Lehmkuhl etwas sagen.  

Wie werden die Gewaltschutzkonzepte, die nach § 45 in den Einrichtungen der statio-
nären und teilstationären Jugendhilfe vorhanden sein müssen, umgesetzt? Wir können 
sagen, für den stationären und teilstationären Bereich ist das in NRW flächendeckend 
umgesetzt. Wir sind mit allen Trägern, die in NRW eine Betriebserlaubnis haben, zu 
diesem Thema im Gespräch. Da muss man einfach sehen: Die Fortschritte in der Er-
arbeitung dieser Schutzkonzepte sind sehr unterschiedlich. Es gibt Einrichtungen, die 
sich 2021, 2022 erstmalig mit diesem Thema beschäftigt haben, die ganz am Anfang 
waren, die natürlich eine intensive Beratung und Bearbeitung dieses Themas haben. 
Wir haben aber auch mittlere oder größere Einrichtungen, die schon sehr weit waren. 
Wir sind dauerhaft mit diesen Einrichtungen im Kontakt, beraten diese Einrichtungen, 
fragen die Erfolge, die Bearbeitung nach und können zumindest für den teilstationären 
und stationären Bereich sagen, dass wir da auf einem sehr guten Weg sind.  
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Matthias Lehmkuhl (Landschaftsverband Westfalen-Lippe): Auf Hochglanzpapier 
ein Gewaltschutzkonzept kann sich jeder Träger aus dem Netz ziehen, und dann habe 
ich eine saubere Betriebserlaubnis. Wir reden hier aber über Haltungsfragen, wie ich 
die Mitarbeiterschaft mitnehme. Deswegen lassen wir uns bewusst auf diese Prozesse 
ein in diesem Bereich. Das heißt, wenn das auch mit der beratenden Begleitung funk-
tioniert, ist das, glaube ich, sehr viel erfolgversprechender. Der Gesetzgeber hat ja 
keine Übergangsfristen vorgesehen. Mit Inkrafttreten des Gesetzes am 1.6.2021 hatte 
jeder ein Gewaltschutzkonzept vorzulegen. Das ist zumindest die formale Theorie. Das 
sieht in der Praxis natürlich anders aus.  

Die Möglichkeit der anlasslosen Regelbesuche ist angesprochen worden. Bis 2021 zu 
SGB VIII-Zeiten gab es ausschließlich die Befugnis der sogenannten Heimaufsicht, 
anlassbezogen in eine Einrichtung zu gehen. Das heißt, wir brauchten einen konkreten 
Anlass, eine Meldung. Das konnte alles Mögliche sein. Das gab uns die Berechtigung 
zu einer örtlichen Prüfung.  

Kleiner Rückblick: Vor 1991, zu Jugendwohlfahrtszeiten, stand im Landesausführungs-
gesetz ein, ich glaube, zweijähriges oder dreijähriges Intervall für alle Einrichtungen, 
die eine Betriebserlaubnis haben, für eine Pflicht örtliche Prüfung.  

Davon ist man abgerückt. Jetzt hat man diesen anlasslosen Regelbesuch – die Mög-
lichkeit – wieder geschaffen. Allerdings muss es verhältnismäßig sein – nicht willkürlich 
überall herumlaufen.  

Wir haben uns mit dem Ministerium nach Inkrafttreten des KJSG sofort zusammenge-
setzt und gefragt: Was wird mit dem Gesetz gefordert? Was bietet das für Möglichkei-
ten? Das Ziel ist Kinderschutz. Was ist sinnvoll? Wir haben eine Unmenge von Ein-
richtungen, insbesondere Einrichtungsstandorten. Was können die beiden aufsichtfüh-
renden Stellen leisten?  

Wir haben dann eine Risikoabwägung über Einrichtungstypen gemacht und Intervalle 
hinterlegt.  

Bei jedem, der neu mit einer Betriebserlaubnis ans Netz geht, sind wir nach sechs 
Monaten vor Ort zu einem Regeltermin, anlasslos zu einer ersten Prüfungssequenz.  

Wir haben anhand der Intensität der Leistungserbringung bei allem, was mit freiheits-
entziehenden Maßnahmen und geschlossener Unterbringung zu tun hat, erst einmal 
ein Intervall von zweimal im Jahr festgelegt, also auch halbjährlich.  

Für den großen Bereich der familienanalogen Settings haben wir jährliche Intervalle 
vorgesehen. Das mag spontan etwas verwundern, dass gerade die schon so früh bei 
den Intervallen kommen. Damit bin ich jetzt nicht schon im Bereich Kinderschutz bei 
Gewaltanwendung oder so. Aber kleine familiär orientierte Settings – ich will sie nicht 
als geschlossene Systeme bezeichnen – bergen bestimmte Risikofaktoren, die gerade 
auch für geschlossene Einrichtungen sprechen. Herr Post, wenn ich die falschen Töne 
erwische, müssen Sie mir das sagen. Da vor Ort zu sein, hat etwas damit zu tun, viel-
leicht pädagogische Fehlentwicklungen in den familiären Betrieben früh genug zu 
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erkennen und auf dem Beratungswege gegenzusteuern – deswegen dieser Einjah-
reskontakt.  

Wir haben zwei Jahre hinterlegt für Einrichtungen der EGH, für jüngere Kinder, beat-
mungspflichtige Kinder, Intensivpflegeeinrichtungen.  

Der große andere Teil hat ein dreijähriges Intervall. Drei Jahre hört sich für Kinder-
schutz erst einmal sehr lang an. Deswegen muss man, glaube ich, sagen: Absolute 
Priorität haben immer die anlassbezogenen Prüfungen. Anlässe sind dann in der Regel 
die Meldungen, die eingehen. Ich habe jetzt nur die westfälische Zahl – damit Sie mal 
eine Größenordnung haben –: 1.560 Meldungen im Jahr 2023. Da ist Corona nicht mit 
drin. Das ist ja auch meldepflichtig. Das sind ganz unterschiedliche Meldungen. Das 
können massive sexuelle Übergriffe sein. Das kann aber auch ein Unfall in der Ein-
richtung sein. Das kann eine personelle Unterbesetzung sein. Dazu gehört erst einmal 
alles. Das ist aber ein Prüfanlass, bei dem wir entscheiden, wie wir damit umgehen.  

Diese Zahl steigt seit Jahren – wir erfassen sie dezidiert seit dem Bundeskinderschutz-
gesetz, seit 2012 – teilweise um 15, 20 oder 30 % pro Jahr. Der erste Reflex ist natür-
lich die Frage: Werden die Verhältnisse schlimmer? Dazu sage ich: aus unserer Sicht 
absolut nicht. Wir haben eine höhere Sensibilität durch das Bundeskinderschutzgesetz 
und durch Ausbildungen bei den Fachkräften. Die Meldeschwelle im Gesetz ist sehr 
gering. Da ist von Entwicklungen die Rede, die zu einer Kindeswohlgefährdung führen 
können. Das heißt, das Level, ab wann man melden muss, ist gering. Seit dem KJSG 
2021 ist die verspätete oder die versäumte Meldung mit einem Bußgeld bewehrt, was 
auch zu einer Dynamik führt.  

Letztendlich habe ich die Quantität: 1.560 Fälle. Das ist die westfälische Zahl. Wir ha-
ben 19.000 Plätze in Westfalen, die 365 Tage im Jahr belegt sind. Wenn man dann 
„nur“ 1.560 Meldungen hat für Entwicklungen, die geeignet sind, das Kindeswohl zu 
beeinträchtigen, dann bin ich davon überzeugt, dass wir uns da in den nächsten Jah-
ren noch auf sehr viel mehr Meldungen einstellen können. Klammer auf: Informations-
pflichtig sind auch jetzt neu die Jugendämter geworden, die natürlich in den regelmä-
ßigen Kontakten stehen.  

Die meisten Meldungen fangen wir auf, indem wir auf der Beratungsebene positive 
Entwicklungen und Veränderungen anstoßen, was auch sehr gut mit den Trägern läuft. 
Das passiert aber immer anlassbezogen.  

Wenn wir diesen Regelbesuch etablieren und die Akteure sich kennen, haben wir, 
glaube ich, eine ganz andere Basis, wenn wir nicht erst als Feuerwehr kommen, son-
dern auch in den regelmäßigen Kontakten da sind. Das ist mit Offenheit und vertrau-
ensvoller Zusammenarbeit eine ganz andere Ebene.  

Sascha Dinspel (CJG St. Ansgar): Danke für die Gelegenheit, hier zu sprechen. 
Vorab zu meiner Person: Geladen war Frau Anna Gockel-Gerber vom Caritasverband 
Düsseldorf. Die hat wiederum die Geschäftsführung der Caritas-Jugendhilfe-Gesell-
schaft als Vertretung angefragt, und die wiederum hat mich dann als Vertretung 
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angefragt. Ich bin Einrichtungsleitung einer mittelgroßen Einrichtung in der Nähe von 
Bonn. Herr Winterhoff war bei uns natürlich Thema. Meine Stellungnahme beschreibt 
die Praxis in der Einrichtung, für die ich zuständig bin.  

An mich waren zwei Fragen gerichtet. Die eine kann ich noch gar nicht beantworten, 
weil sie sich auf die Ausführungen von Jugend vertritt Jugend bezieht, die noch aus-
stehen.  

Das andere ist der Fall Winterhoff. Ist die Verquickung gut? Wie lässt sich verhindern, 
dass so etwas noch einmal vorkommt? Die Verquickung ist so eine Sache. Im Vorstand 
der Jugendhilfeeinrichtung ist das speziell. Im Alltag ist es schon oft so, dass Jugend-
hilfeeinrichtungen versuchen, in Kooperation zu gehen mit der Kinder- und Jugend-
psychiatrie, um einfach die Zusammenarbeit zu verbessern. Wenn es dann eine ge-
genseitige Abhängigkeit wird oder ein Monopol oder Meinungshoheit in dem Kontext, 
wenn das im Nachhinein negativ ist, ist das natürlich ein Problem. Im Alltag verspricht 
man sich eher von so einer Kooperation, dass die Zusammenarbeit im Sinne der Kin-
der und Jugendlichen besser wird. Diese Abgrenzung zwischen einem pädagogischen 
Bedarf oder einem psychiatrischen Bedarf ist im Alltag gar nicht so leicht. Wenn man 
gut zusammenarbeitet und schnell Termine bekommt – das sind alles so praktische 
Dinge, die man sich davon verspricht –, dann ist das erst einmal gut.  

Zum Fall Winterhoff: Der war super etabliert. Der war in der Presse, hat Bücher ge-
schrieben und sich am Familiengericht oft gegenüber anderen Menschen durchge-
setzt. Von dem Mitarbeiter der Wohngruppe, der die Medikamentierung entgegen-
nimmt, bei einer dominanten Persönlichkeit viel Gegenwehr zu erwarten, ist ein Mord-
sanspruch.  

Nichtsdestotrotz: Wenn die Einrichtungen merken, dass die Medikation den Kindern 
und Jugendlichen nicht guttut, sehen wir uns sehr wohl in der Verantwortung, mit den 
Möglichkeiten, die wir haben, dann auch einzugreifen, den Arzt zu wechseln, eine 
zweite Meinung einzuholen, mit den Personensorgeberechtigten, die ja die Medikation 
letzten Endes abnicken müssen, ins Gespräch zu gehen. Da braucht es sicher in erster 
Linie selbstbewusste pädagogische Fachkräfte, damit die in so einer Situation auch in 
die Gegenwehr gehen können. Aber dass eine Mitarbeiterin von einer Wohngruppe 
die Aufsicht über einen Psychiater macht, ist eher unwahrscheinlich. Da braucht es 
wirklich gute Ressourcen und stabiles, gut ausgebildetes Personal.  

Vorsitzende Nina Andrieshen: Ich rufe Sie dann gleich noch einmal auf, damit Sie 
die zweite Frage beantworten können.  

David Post (VPK-Landesverband NRW): Sehr geehrte Damen und Herren, vielen 
Dank, dass ich hier sprechen darf. Ich bin Fachreferent beim VPK-Landesverband und 
freue mich über die Einladung und die Frage.  

Die Frage war, wie Beteiligung und Beschwerdewege funktionieren können. Wie kön-
nen Einrichtungen Beschwerdemöglichkeiten am besten entwickeln und so umsetzen, 
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dass die jungen Menschen davon Gebrauch machen und auch davon profitieren? So 
habe ich die Frage verstanden.  

Dazu will ich sagen: Man muss auf verschiedenen Ebenen schauen. Die Einrichtungs-
kultur ist eine der wichtigsten informellen Ebenen. Gibt es eine Achtsamkeitskultur in 
einer Einrichtung? Damit hängt zusammen: Was für Menschen arbeiten dort? Sind die 
Fachkräfte dort nur, weil sie Arbeit gesucht haben, oder sind sie dort, weil sie über-
zeugt sind, dass die Arbeit, die sie dort machen können, wirklich etwas Gutes bewirken 
kann? Mit der Einrichtungskultur sind viele Umweltfaktoren verknüpft, die man in der 
Einrichtung nicht gut kontrollieren kann, aber die haben definitiv einen Einfluss darauf, 
inwiefern es tatsächlich möglich ist, in der Einrichtung Achtsamkeit zu üben.  

Darüber hinaus ist es sehr wichtig, darauf aufmerksam zu machen, welche Rechte die 
jungen Menschen haben und wie sie von diesen Rechten Gebrauch machen können, 
sie damit vertraut zu machen, dass sie Grenzen benennen können in der Einrichtung, 
was sie vielleicht in ihrem bisherigen Leben noch nicht durften oder noch nicht gelernt 
haben.  

Das ist auf jeden Fall ein wichtiger Schritt, um dann in einem weiteren Schritt mit den 
jungen Menschen zu überlegen: Wie können wir Beschwerdestrukturen in der Einrich-
tung schaffen, die darauf ausgerichtet sind, in Gebrauch genommen zu werden? Sie 
kennen sicherlich den Kummerkasten, der früher oft in Einrichtungen hing, aber so gut 
wie gar nicht genutzt wurde. Die Frage war auch: Was passiert eigentlich damit, wenn 
da etwas eingeworfen wird?  

Von der Ebene des Kummerkastens sind wir heutzutage weit entfernt. Das heißt aber 
nicht, dass er nicht trotzdem noch zusätzlich irgendwo hängen kann. Aber wesentliche 
Beschwerdewege mit den jungen Menschen sind natürlich vor allem dort zu suchen, 
wo der Alltag stattfindet. Da muss man im Grunde genommen schauen, was für eine 
Einrichtung wir haben. Haben wir eine kleine familienähnliche Einrichtung, oder haben 
wir eine größere Einrichtung, wo die Entscheidungen, die die Gruppe betreffen, gar 
nicht mehr auf der Gruppenebene getroffen werden, sondern auf einer Ebene, die sich 
vielleicht mit zehn oder 15 Gruppen beschäftigt?  

Von daher müsste man im Grunde genommen sagen: Je größer der Einrichtungskor-
pus ist, umso formeller muss eigentlich so ein Beschwerdesystem aufgestellt sein im 
Sinne von Jugendparlament etc. Das würde in einer familienähnlichen Einrichtung mit 
drei Plätzen wenig Sinn machen, da ein wöchentliches Parlament abzuhalten. Da gibt 
es dann andere Möglichkeiten.  

Wichtig ist auch, mit den jungen Menschen darüber zu sprechen, was sie machen 
können, wenn sie sich nicht an die Beschwerdewege innerhalb der Einrichtung wen-
den wollen, sondern an externe Möglichkeiten wenden wollen. Da ist es auf jeden Fall 
wichtig, dass man den jungen Menschen Personen vor Ort benennt, die sie kennen, 
und die auch regelmäßig einlädt. Sie können sich bestimmt vorstellen, dass Kinder im 
Alter von sechs oder sieben Jahren nicht irgendwelche fremden Menschen anspre-
chen würden. Deshalb ist es wichtig, dass Menschen regelmäßig in die Einrichtung 
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kommen und den Kindern und Jugendlichen die Gesichter derjenigen bekannt sind, 
die sie dann ansprechen können.  

Daneben ist es wichtig, den Kindern bewusst zu machen, dass die Vormünder und die 
fallführenden Jugendämter auch ganz wichtige Ansprechpersonen sind, und so gut es 
geht Möglichkeiten zu schaffen, damit sich dort überhaupt vertrauensvolle Beziehun-
gen aufbauen können, was leider oft nicht der Fall ist, wie ich in meiner Stellungnahme 
verdeutlicht habe.  

Ganz wichtig ist auch, die Kinder und Jugendlichen auf dem Laufenden zu halten, was 
mit der Beschwerde passiert und wie der aktuelle Status ist, damit da keine Fragezei-
chen entstehen und die Kinder sich tatsächlich gehört und gesehen fühlen können.  

Dann gibt es noch die Ombudschaft Jugendhilfe. Die wird zum Teil genutzt, aber vor 
allem – wie die Zahlen zeigen – dann, wenn es nicht um Unstimmigkeiten mit der Ein-
richtung geht, sondern mit dem öffentlichen Jugendhilfeträger. Nichtsdestotrotz kann 
man die sicherlich benennen, aber nicht als die externe Beschwerdestelle, denn die 
sollte vor Ort sein. 

Darüber hinaus ist auch das Landesjugendamt eine Möglichkeit, an die sich die jungen 
Menschen im Zweifelsfall wenden können, wenn sie mit den ganzen Strukturen nichts 
zu tun haben wollen, sondern direkt mit der Aufsicht sprechen wollen. Darauf muss 
auch hingewiesen werden.  

Vorsitzende Nina Andrieshen: An Jugend vertritt Jugend wurden sechs Fragen ge-
richtet. Das Einverständnis der Ausschussmitglieder vorausgesetzt würde ich hier etwas 
mehr Antwortzeit als nur fünf Minuten einräumen. – Ich sehe zustimmendes Nicken. 

Ellie Kesidis (Jugend vertritt Jugend NRW): Die erste Frage bezog sich auf Struk-
turen der Selbstvertretung und die Umsetzung, wie man mehr Selbstvertretungen auf-
bauen könnte oder wie eine Selbstvertretung aussehen könnte. Das Wichtigste ist, 
dass die jungen Menschen und die Fachkräfte an diese Informationen herankommen, 
dass es Selbstvertretungen gibt, damit jeder mitbekommt, es sollte mehr Selbstvertre-
tungen geben, und da gibt es auch schon Selbstvertretungen, zum Beispiel Jugend 
vertritt Jugend.  

Manche Kommunen oder Jugendämter auf kommunaler Ebene haben bereits eine Art 
Gremium oder Partizipationsformat. Aus unserer Sicht geht es nicht um reine Selbst-
vertretungen, sondern darum, dass junge Menschen zusammenkommen, selbst wenn 
es jedes Mal andere junge Menschen sind oder es nicht um ein Wahlsystem geht, weil 
das ein bisschen schwierig ist, wenn sich die jungen Menschen dafür verantwortlich 
fühlen, für viele Menschen etwas zu tun oder durchzubringen.  

Deswegen ist es wichtig, generell Partizipationsmöglichkeiten offenzulegen und nicht 
nur in puncto Selbstvertretung und alle einbeziehen zu können inklusive der Fach-
kräfte, weil auch für die Partizipationsmöglichkeiten wichtig sind, damit auch die sich 
äußern können, was für Problematiken es gibt, und darüber aufgeklärt werden können, 
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wie sie die jungen Menschen besser erreichen. Denn die sind die Anlaufstelle, um den 
jungen Menschen kontinuierlich die Informationen weiterzugeben, sei es in puncto Par-
tizipationsformate, wie diese gemacht werden können, aber auch inhaltlich, zum Bei-
spiel zu Kinderrechten. Da beginnt es ja, warum man überhaupt eine Selbstvertretung 
braucht.  

Außerdem sind Selbstvertretungen und Partizipationsmöglichkeiten wichtig, weil das 
ja immer ein Prozess ist von Rechten und was wichtig ist in der heutigen Generation, 
was vielleicht wichtig für andere ist, was wichtig in bestimmten Kommunen ist. In man-
chen Einrichtungen ist es zum Beispiel wichtiger, dass man dort mehr Spielplätze baut. 
In anderen Einrichtungen ist es wichtiger, dass man dort wegen Geldern guckt. Des-
wegen ist es wichtig, dass so viele junge Menschen wie möglich so gut wie möglich 
gehört werden. Daher sollte es mehr Partizipationsmöglichkeiten geben.  

Marlon Schindler (Jugend vertritt Jugend NRW): Zur Umsetzung eine Ergänzung: 
Man kann es einfach oder komplex gestalten. Es ist immer besser, die einfache Mög-
lichkeit zu nehmen. Nach meiner Erfahrung ist es einfacher, für jede Einrichtung ein 
eigenes Gremium zu schaffen. Wenn es ein Verband ist, dann kann man das auch im 
Verband machen. Aber innerhalb der Einrichtung ist es schlauer, einfacher und effek-
tiver, da man dort Entscheidungen klären kann, die die in der Einrichtung lebenden 
Jugendlichen betreffen, zum Beispiel: Machen wir dieses Jahr einen Weihnachts-
markt? Bauen wir eine Freizeitanlage? Welche Gruppen renovieren wir? Wofür geben 
wir unser Geld aus? Dafür ist das wichtig, aber auch um Informationen weiterzugeben, 
zum Beispiel über Rechte aufzuklären, falls sich etwas ändert. Wenn man die Einrich-
tungsleitung einlädt, kann man das auch mit der besprechen.  

Anna Richters (Fachstelle „Gehört werden!“): Herzlichen Dank für die Einladung 
von der Fachstelle „Gehört werden!“ und von Jugend vertritt Jugend noch einmal.  

Neben den Ausführungen von Ellie Kesidis und Marlon Schindler dazu, wie Selbstver-
tretungsstrukturen gefördert werden können und sie aussehen können, war die Frage 
an mich unter anderem, wie ich die Rückmeldungen beurteile, wie meine Sicht dazu 
wäre. Ich finde die Rückmeldungen sehr zentral, weil es eigentlich beim Thema 
„Selbstvertretungsstrukturen“ nicht um die Perspektive der Fachkräfte geht. Es geht 
darum, mit den jungen Menschen zu gucken: Wie können die Selbstvertretungsstruk-
turen in der Einrichtung aufbauen? Wie können die Formen aussehen? Es kann dabei 
verschiedenste Möglichkeiten geben, Selbstvertretungsstrukturen zu etablieren.  

Auch das erleben wir in der Trägerberatung. Es geht darum, wirklich mit jungen Men-
schen in den Austausch zu gehen: Was können geeignete Formate sein? Was sind 
Themen, die ihr behandeln wollt? Wie oft wollt ihr euch treffen? Soll es Gruppenspre-
cher geben? Soll es ein Kinder- und Jugendparlament geben? Deswegen liegt die Ant-
wort auf der Hand, in dem Rahmen auch die jungen Menschen zu beteiligen und mit 
ihnen zusammen zu überlegen und ihnen am Ende des Tages zu helfen, es selbst zu 
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tun. Wir haben den Leitsatz: Welche Anliegen habt ihr? Was wollt ihr? Wie könnt ihr 
das erreichen? Es geht darum, dabei zu unterstützen.  

Sascha Dinspel (CJG St. Ansgar): Die Frage war, wie unsere Haltung zu den Mo-
dellen von Jugend vertritt Jugend ist. Vieles von dem, was Sie vorgestellt haben, set-
zen wir in der Einrichtung so um. Wir haben Gruppensprecher. Wir haben ein Grup-
pensprecherparlament, das zweimal im Jahr auch mit mir zusammen tagt.  

Unsere Feststellung ist, dass wir viele verschiedene Angebote für Beteiligung machen 
müssen. Ich kann vom Gruppensprecherparlament berichten. Das mache ich zweimal 
im Jahr als Einrichtungsleitung mit den Gruppensprecherinnen und Gruppenspre-
chern. Unsere jüngsten Bewohner nehmen wir auf ab vier Jahren, und auch die wählen 
einen Gruppensprecher. Während Corona habe ich mit einer sechsjährigen Gruppen-
sprecherin eine Onlinesitzung abgehalten mit allen anderen Gruppensprechern. Dabei 
kommt natürlich nur bedingt etwas rum, aber das ebnet schon mal den Weg. Das ist 
ein Mosaiksteinchen, was wir verwenden können. 

Für Jugend vertritt Jugend Menschen zu gewinnen, ist schwierig, weil wir nicht immer 
Jugendliche haben, die sich das zutrauen, weit weg von der Einrichtung, mit fremden 
Personen, auch wenn wir es begleiten würden. Wir werben immer dafür und sind im-
mer kurz davor, jemanden zu gewinnen, und dann wird es aber doch wieder schwierig. 
Es ist auch manchmal schwierig, für die Mitarbeitervertretung erwachsene Menschen 
zu finden, die sich da einsetzen. Das ist ein bisschen analog. Für unsere Arbeit ist das 
sehr gewinnbringend, wenn wir junge Menschen haben, die sich beteiligen, weil dann 
immer wieder blinde Flecken offenbart werden, die wir gar nicht so auf dem Schirm 
haben. Das sind ganz praktische Beispiele, Dinge, auf die wir selber gar nicht kommen 
würden. Dafür ist das sehr hilfreich. 

Vorsitzende Nina Andrieshen: Wir kommen damit zur zweiten Fragerunde. 

Charlotte Quik (CDU): Ein herzliches Dankeschön für die bisherigen Antworten.  

In der zweiten Fragerunde würde ich gerne das Thema „Qualität und Vernetzung“ auf-
rufen.  

Meine erste Frage in dem Zusammenhang richtet sich an Herrn Palm und Herrn Lehm-
kuhl. Sie haben in Ihrer Stellungnahme die Bedeutung von Fort- und Weiterbildungen 
für das Personal in stationären Einrichtungen betont. In dem Zusammenhang habe ich 
die Frage, inwiefern sichergestellt wird, dass alle Mitarbeitenden regelmäßig an Schu-
lungen teilnehmen, die sie im Umgang mit Kinderschutzthemen, in Gewaltprävention 
und der Wahrung der Kinderrechte sensibilisieren und qualifizieren.  

Daran angekoppelt möchte ich gerne Herrn Dinspel fragen vor dem Hintergrund des 
Netzwerkgedankens, inwieweit Sie mit anderen sozialen und medizinischen Einrich-
tungen kooperieren, um Kindeswohlgefährdungen frühzeitig zu identifizieren und 
nachhaltige Schutzkonzepte entwickeln zu können. 
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Dr. Dennis Maelzer (SPD): Herr Lehmkuhl, Sie haben anschaulich ausgeführt, dass 
Sie 1.560 Meldungen bekommen. Ich nehme an, das sind Meldungen, die Sie in aller-
erster Linie von Einrichtungen bekommen. Jetzt wurde im Vorfeld auch von Herrn Palm 
das Thema „individuelle Verantwortung“ betont, beispielsweise der Eltern der Kinder, 
die dann in diesen Einrichtungen untergebracht sind. Eben ist ein Beispiel gefallen von 
Beschäftigten, die möglicherweise einem Arzt gegenüberstehen und eine Einschät-
zung abgeben müssen.  

Das sind sehr asymmetrische Machtverhältnisse: Eltern, die einer Einrichtung oder ei-
nem Jugendamt gegenüberstehen, oder Beschäftigte, die einer anderen Autoritätsper-
son gegenüberstehen. Wie, würden Sie sagen, kann das aufgebrochen werden und 
der Weg, dass Sie als Landesjugendämter davon erfahren, verkürzt werden? Im Mo-
ment gehen wir davon aus, dass die Einrichtungen selbst melden, wenn irgendetwas 
schiefläuft. Aber die anderen, die davon betroffen sind, brauchen auch einen deutlich 
kürzeren Weg, als das heutzutage der Fall ist. Wenn man mal ehrlich ist: Welcher 
Mensch da draußen kennt die Begriffe „LWL“ und „LVR“? Ich will Sie nicht traurig ma-
chen, aber das dürfte doch eher eine Minderheit sein. Sie sind dann doch relativ weit 
weg, um zu erfahren, dass möglicherweise vor Ort etwas schiefläuft. Und Sie haben 
ja betont, wie wichtig es ist, anlassbezogen tätig werden zu können. Die Frage richte 
ich auch an Herrn Post.  

Die zweite Frage geht auch an Sie beide. Wir hatten eben ein Stück weit auch über 
die Struktur gesprochen. Es wurde zweimal bestätigt, dass im Fall Winterhoff die Ver-
quickungen doch eher kontraproduktiv waren. Es müsste mindestens an dem Punkt, 
wo ein kommerzielles Interesse auf beiden Seiten zu vermuten ist, Möglichkeiten geben, 
einzuschreiten. Was müsste sich denn ändern, damit Sie von so etwas erfahren – un-
abhängig von Meldungen – und sich aktiv solche Strukturen anschauen könnten, um 
dann vielleicht ein Alarmzeichen geben zu können, dass das eventuell kontraproduktiv 
ist?  

Dagmar Hanses (GRÜNE): Herr Post, Sie haben in Ihrer Stellungnahme geschrieben: 

„Die strukturellen Hintergrundkonstruktionen der stationären Hilfen beinhal-
ten dabei verschiedene Abhängigkeiten der Akteure untereinander.“ 

Wie kann man diese strukturellen Hintergrundkonstruktionen aufbrechen oder denen 
begegnen?  

Dann habe ich noch eine Frage an Frau Richters. Wir vermuten, dass bei Ihnen die 
Guten ankommen, also dass bei Ihnen die Einrichtungen ankommen, die initiativ sind, 
die sich konzeptionell aufmachen, die eine Methodenvielfalt haben. Da wäre die Frage: 
Wie viele erreichen Sie? Wie könnten wir vielleicht die erreichen, die noch nicht bei 
Ihnen angekommen sind?  

Marcel Hafke (FDP): Ich würde Herrn Post gerne die Frage stellen, wie man junge 
Menschen vernünftig schützen kann, die kein Vertrauen zu Jugendamtsmitarbeitern 
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haben oder zu Vormündern oder zu anderen Personen. Wie gehen Sie damit um? Wie 
sieht das Risiko bei denen aus, insbesondere dass es stärkere Missbrauchspotenziale 
gibt oder Übergriffe durch Mitarbeiter in Einrichtungen? Wie kann das in der Praxis 
gelebt werden, dass diese Kinder und Jugendlichen besser geschützt werden? 

Prof. Dr. Daniel Zerbin (AfD): Ich habe eine Frage an den VPK-Landesverband, 
Herrn Post. Sie schreiben in Ihrer Stellungnahme, dass es manchmal Probleme gibt in 
der Zusammenarbeit mit den Jugendämtern aufgrund von Personalwechsel und Infor-
mationsdefiziten. Da wäre die Frage, ob man das eventuell heilen könnte durch ge-
wisse Standards, die dann verpflichtend wären. Das wäre die erste Frage. 

Die zweite Frage geht an Herrn Dinspel. Vielleicht können Sie erläutern, wer diese 
Schutzkonzepte erstellt. Läuft die Umsetzung reibungslos, oder gibt es da Probleme?  

Stephan Palm (Landschaftsverband Rheinland): Herr Lehmkuhl und ich teilen uns 
die Beantwortung der Fragen. Ich werde etwas dazu sagen, wie die Fort- und Weiter-
bildungen der Mitarbeiter sichergestellt sind. Herr Lehmkuhl geht auf das Thema „Mel-
dungen“ und auf die Frage zum „System Winterhoff“ ein. 

Das pädagogische Konzept ist eine Basis für die Betriebserlaubniserteilung. Wir ver-
wenden sehr viel Zeit und Mühe mit den Trägern zusammen, um dieses pädagogische 
Konzept zu erarbeiten und zu beraten. Ein wesentlicher Punkt ist in diesen pädagogi-
schen Konzepten das Thema „Personal und Mitarbeitende“. Denn wenn man den An-
satz zum Schutz der Kinder und Jugendlichen wirklich ernsthaft wählt, dann ist der 
erste Punkt, sich mit den Mitarbeitenden in den Einrichtungen zu beschäftigen, weil 
sie im Alltag im direkten Kontakt mit diesen Kindern und Jugendlichen leben und ar-
beiten und da natürlich direkte Einwirkungen möglich sind.  

Der Träger hat in seinem pädagogischen Konzept Fort- und Weiterbildungen, Super-
vision, Coaching – all diese Instrumente – gut zu beschreiben. Es ist bei uns bei den 
Beratungsterminen eine gängige Fragestellung, wie denn diese Fortbildungen, Wei-
terbildungen und Supervisionen umgesetzt werden. Das ist der Abgleich mit dem, was 
vor Ort passiert. Wenn wir von Mitarbeitenden die Information bekommen, dass keine 
Supervision und keine Weiter- und Fortbildungen stattfinden, dann gehen wir aufgrund 
dieser Informationen in die Einrichtungen, nehmen Kontakt auf, fragen, ob das stimmt 
und warum das nicht so ist, und versuchen dann, diesen Mangel zu beheben. Das ist 
als Basis das pädagogische Konzept. 

Dann komme ich noch einmal auf das Schutzkonzept zu sprechen, das ja eine Erwei-
terung des pädagogischen Konzeptes ist. Auch da ist in der Risikoanalyse das Thema 
„Personal“ ein wesentliches. Denn in dem Moment, wo ich mich mit Personal beschäf-
tige, mit dem Thema „Einstellungen“, mit dem Thema „Auswahl“, mit der pädagogi-
schen, aber auch persönlichen Eignung der Kolleginnen und Kollegen, bin ich ganz 
nah an diesen Soft Skills der Einschätzung: Sind das Menschen, die geeignet sind, mit 
den Kindern und Jugendlichen, mit den jungen Menschen im Alltag zu arbeiten? Auch 
in den Schutzkonzepten muss dieses Thema „Fort- und Weiterbildung, Supervision, 
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Coaching“ benannt sein. Auch die Form, die Art und Weise und die Anzahl müssen 
benannt sein. Das prüfen wir, wenn wir pädagogische Konzepte und Schutzkonzepte 
mit den Einrichtungen und Trägern beraten und letztendlich auch anlassbezogen prü-
fen und bewerten. 

Matthias Lehmkuhl (Landschaftsverband Westfalen-Lippe): Überschrift „Meldun-
gen“: Bitte sehen Sie es mir nach. Wir identifizieren uns sehr stark mit unseren Aufga-
ben als Berufsjugendliche in dem Bereich. Natürlich ist es wichtig, dass wir die Sachen 
erfahren. Das ist sogar vordringlich. Mir ist es völlig egal, woher das kommt. Aber das 
Problem ist richtig beschrieben.  

Von den 1.560 Meldungen kommen 1.450 aus dem Einrichtungskontext. Trotz der 
KJSG-Änderung spielten auch im letzten Jahr noch Eltern und Jugendamt eine margi-
nale Rolle – Kinder leider auch. Allerdings beobachten wir, dass zunehmend Mitarbei-
ter melden und nicht die Leitungsebene der Einrichtungen. Das finde ich sehr gut. 
Diese Filterung muss nicht passieren. Wenn man dann fragt, wie der Sachverhalt zum 
Mitarbeiter und zum Landesjugendamt gekommen ist, dann ist es schon das Kind oder 
der Jugendliche, der seine Bindungspersonen vor Ort, die Vertrauenspersonen, an-
spricht. Die haben bei dem Träger dann auch die Freiheit, so etwas weiterzugeben, 
ohne den Chef fragen zu müssen, ob sie das weitergeben dürfen. Natürlich ist das 
immer ausbaufähig. Wie gesagt, ich nehme alles in Kauf. Gesetzgeberische Pflicht, 
Bußgeld – das kann alles helfen in dem Bereich. 

Ich habe eben diese Regelkontakte angesprochen. Es gilt, auch bei den Trägern vor 
Ort Vertrauen zu schaffen, dass wir eben nicht die Aufsicht sind. Unbekannte Personen 
kommen raus, wollen die Einrichtungen schließen und die Kinder da herausholen – 
das ist nicht unser Auftrag. Unser Auftrag ist, Beratung und Kindeswohl in den Einrich-
tungen zu gewährleisten. Das ist weit davon entfernt, in Biografien einzugreifen und 
die Kinder woanders unterzubringen.  

Es gibt Verbesserungsmöglichkeiten. Ich nenne ein Beispiel. Ich bin lange in dem Ge-
schäft. Die Schule taucht als Melder bei uns nicht auf – null. Das ist auch relativ be-
schränkt: Jugendministerium, Jahresberichte, das wird erfasst. Wir geben das weiter, 
dass man über solche Sachen spricht. Das ist ein schwieriges Geschäft für uns als 
Landesjugendamt, da ranzukommen in dem Bereich. Eltern sind weit weg. Kinder, Ju-
gendliche direkt haben wir. Wir bemühen uns, mit den Regelkontakten Gesicht zu zei-
gen und unser Foto neben den Beschwerdekasten – ich mache es mal bildlich – an 
die Wand zu hängen für den Fall. Aber das wird nicht eine große Quote in dem Bereich.  

Der letzte Punkt sind unsere eigenen Leute. Die Regelkontakte haben bei uns zu er-
heblichen Personalzuwächsen führen müssen. Das haben wir auch sichergestellt, um 
einfach die Kapazitäten dafür zu haben. Aber es ist ein ganz hoher Anspruch. Erst 
einmal sind die Kolleginnen im normalen Bereich allein unterwegs. Das Bewerten der 
Situation vor Ort setzt viel Erfahrung voraus. Wir kommen gerade aus Essen, weil 
beide Aufsichten gerade zusammensitzen, um Unsicherheiten auszutauschen in diesem 
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Bereich. Wir flankieren das natürlich kollegial, wenn es schwieriger wird. Dann ist man 
nur zu zweit da.  

Es geht darum, die Meldung zu erhalten und dann den richtigen Umgang damit zu 
finden und die zu bewerten. Beim kleinsten Anlass kann ein riesiger Berg folgen. Das 
haben wir alle schon überlegt. Man kriegt vielleicht auch eine Meldung, bei der man 
angesichts der Dimension fassungslos ist – auch ich noch –, fährt hin, und es löst sich 
in Luft auf. Es braucht Fingerspitzengefühl, damit umzugehen – immer mit der Zielrich-
tung, das Kindeswohl in den Strukturen sicherzustellen. Das ist unser Auftrag, dann 
zusammen mit den Jugendämtern vor Ort wahrgenommen zu werden und aktiv zu 
sein.  

Sascha Dinspel (CJG St. Ansgar): Die erste Frage bezog sich auf das Thema „Ko-
operationen“: Mit wem kooperieren wir? Wie versuchen wir in der Einrichtung, Kinder-
schutz sicherzustellen? Da gibt es verschiedene Ebenen. Eine Kooperation mit Medi-
zin haben wir im klassischen Sinne nicht. Wir suchen die regionalen Kinder- und Ju-
gendpsychotherapeuten und -psychiaterinnen auf. Das liegt aber auch ein bisschen 
an der Struktur, die wir haben. Die ist so dezentral, dass sich keine spezielle Koope-
ration lohnt. Und in der Praxis ist es auch schwierig. Wir haben lange versucht, mit der 
LVR-Klinik in Bonn in eine Kooperation zu gehen. Aber Kooperation lebt immer auch 
von handelnden Personen. Wenn es da viel Fluktuation gibt, ist das oft schwierig, den 
Gewinn aus der Kooperation zu ziehen, den man sich davon verspricht.  

Wir kooperieren mit den regionalen Kommunen. Da gibt es die verschiedenen Statio-
nen: Frühe Hilfen, Kinderschutznetzwerke, Präventionsangebote. Da sind wir, wenn 
wir regional Hilfen vorhalten, vertreten. Das machen dann in der Regel die Praktikerin-
nen bei uns aus dem operativen Geschäft und die Bereichsleitungen.  

Wir haben die Generalvereinbarung Kinderschutz mit unserem regionalen Jugendamt 
abgeschlossen, wie es das SGB VIII vorsieht.  

Wir kooperieren mit dem Kinderschutzbund in der Region. Wenn wir eine Kindeswohl-
gefährdung haben und in die Beratung gehen und eine erfahrene Fachkraft brauchen, 
dann haben wir die zwar im Haus – ich bin auch Kinderschutzfachkraft –, aber es 
macht wenig Sinn, wenn wir unsere eigene Einrichtung beraten, weil dann viele Fens-
ter aufgehen und sich viele Fragen stellen. Deswegen kooperieren wir da mit dem 
regionalen Kinderschutzbund, den wir dann für diesen Punkt einkaufen.  

Das sind die wesentlichen Dinge. Dann gibt es natürlich noch die Fachverbände, die 
Fortbildungen dazu anbieten, und dergleichen mehr.  

Dann gab es noch die Frage, wie das Gewaltschutzkonzept entsteht. Das ist im Prinzip 
das Add-on – wenn ich das so sagen darf – zum institutionellen Schutzkonzept, das 
wir schon vor Jahren erstellt haben, gemeinsam mit den Mitarbeitenden und auch mit 
den Bewohnerinnen und Bewohnern. Als Beispiel: Wir sind eine Einrichtung im ländli-
chen Gebiet und so organisiert, dass es viele kleine Gebäude auf dem Gelände gibt. 
Wir haben mit den Bewohnerinnen und Bewohnern für sie beängstigende Stellen 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 19 - APr 18/737 

Unterausschuss „Kommission zur Wahrnehmung der Belange der Kinder“ 07.11.2024 
(Kinderschutzkommission) bar 
des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend  
16. Sitzung (öffentlich)  
 
 
identifiziert, weil die Beleuchtung nicht gut war. Da war ein langer Flur in der Gruppe. 
Wenn die Kleinen nachts rausmussten, war das für die gruselig. Das sind pragmati-
sche Dinge, die man mit den Kindern und Jugendlichen bespricht.  

Dann haben wir Meldewege, wo wir uns auch orientieren können, dann die Leitlinien 
des Caritasverbandes, die die Meldewege und Ansprechpersonen definiert haben, die 
wir dann auch abgreifen können und die in unserem Schutzkonzept auch definiert sind. 
Im Rahmen der Einarbeitung werden die Mitarbeitenden darauf hingewiesen. Alle be-
suchen eine Präventionsschulung, bei der die Meldewege und die Standards und die 
Formen von Gewalt erläutert werden. Das ist ein fester Bestandteil der Einarbeitung 
und für jeden Mitarbeitenden verpflichtend.  

Geprüft werden die Schutzkonzepte vom Landesjugendamt.  

Eine kleine Randbemerkung möchte ich mir schon erlauben. All diese Dinge sind super 
sinnvoll, aber natürlich sehr aufwendig. Das ist eine Reihe von zusätzlichen Aufgaben, 
die wir gerne erfüllen. Aber damit die im Alltag leben, brauchen wir die personellen 
Ressourcen, das zu tun. Das ist schon eine Herausforderung, all die guten Vorsätze 
am Leben zu erhalten.  

Auch Beteiligung brauchen wir. Das ist ganz wichtig. Aber eine gute Beteiligung 
braucht Zeit. Die basiert auf Vertrauen. Dann müssen wir mit den Kindern arbeiten. 
Das SGB VIII sieht das auch so vor, dass das adressatengerecht aufgebaut wird. Das 
geht nur, wenn wir die personellen Ressourcen haben. Das ist in diesen Tagen schon 
manchmal schwierig, weil sie zum einen nicht mehr geworden sind und zum anderen 
die Fluktuation in den Einrichtungen sehr hoch ist und es den Fachkräftemangel gibt. 
Das ist einfach eine Schwierigkeit.  

Eine letzte Randbemerkung: Das gilt natürlich für alle Angebote. Ich würde es mir auch 
für den Offenen Ganztag wünschen, dass wir da solche Standards hätten. Das würde 
auch die Tür zur Schule öffnen. Sie haben eben gesagt, da kommen Sie nicht dran. 
Das wäre eine Möglichkeit, wenn die betriebserlaubnispflichtig wären.  

David Post (VPK-Landesverband NRW): Ich beginne mit der Frage von Herrn Mael-
zer, die auch an mich gerichtet war und auf die die beiden Landesjugendämter auch 
schon geantwortet haben. Dazu, wie mit Meldungen umgegangen wird und wie örtliche 
Prüfungen durchgeführt werden, liegen extrem wenig wissenschaftlich fundierte 
Kenntnisse vor. Wir haben eine einzige Promotion aus dem Jahr 2014 – das ist jetzt 
zehn Jahre her –, die sich damit befasst, wie bei meldepflichtigen Ereignissen und 
örtlichen Prüfungen vorgegangen wird. Glücklicherweise haben sich unsere beiden 
Landesjugendämter in NRW bereiterklärt, das empirisch zu begleiten. Danach kam bis 
auf eine Arbeit aus Bayern nichts mehr.  

Von daher ist das ein komplett unbeackertes Feld. Ich würde mir wesentlich mehr Diskurs 
und Debatte wünschen, was das angeht. Denn es ist wirklich ein wichtiges und hoch-
komplexes Feld, bei dem ich es zu verkürzt finde, zu sagen, auf die eine Problematik 
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kann man mit einem ganz bestimmten Gesetz reagieren, und dann ist das alles vom 
Tisch. Ich würde mir einen ausgedehnten Austausch darüber wünschen. 

Von den Grünen kam die Frage: Wie können die strukturellen Hintergrundkonstellati-
onen aufgebrochen werden? Dass das aufgebrochen werden kann, denke ich nicht. 
Denn im Grunde genommen müsste man dadurch ja dann das SGB VIII zerstören und 
die Systematik, die darin herrscht, und die ist ja so gewollt und hat durchaus ihre Vor-
teile. Nehmen Sie es mir nicht übel, dass ich die Frage erst einmal so zurückgespiegelt 
habe.  

Also: Wie können wir mit der Problematik umgehen, die aus den Hintergrundkonstel-
lationen entsteht, dass so viele unterschiedliche Akteure damit beschäftigt sind, den 
individuellen Kinderschutz und den strukturellen Kinderschutz von jungen Menschen 
in Einrichtungen sicherzustellen? Wir brauchen ein Berichtswesen. Wir brauchen In-
formationen darüber, wie sich der Schutz von jungen Menschen in Einrichtungen über 
die Zeit entwickelt und wie die Akteure – Jugendämter, Vormünder, Landesjugendäm-
ter, Verbände und Einrichtungen – in dieser Zeit ihre Perspektiven weiterentwickeln 
und wo auch die Probleme liegen.  

Wir stehen sonst immer vor der Situation, dass eine dramatische Geschichte in die 
Öffentlichkeit kommt und die Jugendhilfe und aus meiner Sicht auch die Politik nicht 
wirklich sagen können: Wie ist denn der Stand in den letzten zehn Jahren gewesen? 
Was hat sich fachlich verändert? Wie ist der Schutz ausgeprägt? Wie geht es den 
jungen Menschen in Einrichtungen in Nordrhein-Westfalen?  

Ich möchte Sie ermutigen, darüber nachzudenken, dass es innerhalb des Kinder- und 
Jugendberichts NRW einen Teil gibt: Das Wohl der Kinder und Jugendlichen in Ein-
richtungen und der Schutz. Zur stationären Jugendhilfe standen im letzten Kinder- und 
Jugendhilfebericht drei Sätze und zu anderen Punkten ganz viel. Von daher will ich 
das anregen. Das Wichtigste wäre, erst einmal Wissen aufzubauen, das einfach nicht 
vorhanden ist.  

Herr Hafke fragte nach dem Schutz von jungen Menschen bei fehlendem Vertrauen 
und danach, wie sexuellen Übergriffen durch Mitarbeiter begegnet werden kann.  

Zum ersten Teil: Was können wir machen, wenn das Vertrauen nicht vorhanden ist? 
Im Grunde genommen sind die Einrichtungen da teilweise sehr allein. Das müssen die 
zum Teil auch akzeptieren. Denn Einrichtungen haben keine Möglichkeit und auch 
nicht die Autorität, sich gegenüber einem öffentlichen Jugendhilfeträger aufzubäumen 
oder aufzustellen und auch nicht gegenüber Vormündern. Einrichtungen sind Dienst-
leister, und so werden sie im Gesetz auch verstanden.  

Das führt leider dazu, dass Einrichtungen an der Stelle keine rechtliche Möglichkeit 
haben – außer die jungen Menschen zu begleiten und auf ihre Rechte aufmerksam zu 
machen. Wenn die Menschen von den Personen, die das Sorgerecht für sie haben 
und für den Fall verantwortlich sind, oder den Eltern ignoriert werden, können die Ein-
richtungen nichts machen – außer die Menschen selbst zu stärken und dafür zu wer-
ben.  
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Zum zweiten Teil: Wie können die Einrichtungen damit umgehen, damit Übergriffe von 
Mitarbeitern auf Jugendliche und Kinder noch besser unterbunden werden? Im Bericht 
des LWL-Landesjugendamtes für den Landesjugendhilfeausschuss hieß es, dass von 
den vielen eingegangenen Meldungen 15 Meldungen Übergriffe durch Mitarbeiter be-
trafen und 300 Meldungen Übergriffe von jungen Menschen. Von daher ist das Thema 
„Peer-to-Peer“ sehr zentral.  

Was die Mitarbeiter angeht, ist das wichtig, was ich zu Anfang gesagt habe. Die Kultur 
der Achtsamkeit ist ein entscheidender Punkt. Schon bei der Personalplanung und bei 
der Personalakquise muss darauf geachtet werden, wen man einstellt. Wenn die Ein-
richtung Druck hat, Personen einzustellen, und dann nicht mehr ganz so genau prüfen 
darf, selbst wenn die Person eine Fachausbildung hat, fehlen Steuerungselemente. 
Das kann man durch nichts hinterher heilen.  

Was man – das wäre aber utopisch – machen könnte, wäre, in den Einrichtungen ei-
nen durchgängigen doppelten Dienst einzusetzen, sodass immer zwei Fachkräfte im 
Dienst sind. Denn in der Regel ist nur eine Fachkraft in der Regelgruppe, und die ist 
mit den jungen Menschen allein. Das ist im Grunde genommen zu wenig. Wenn man 
da eine kollegiale Kontrolle, aber auch Unterstützung haben wollte, dann bräuchte man 
zwei. Denn wir wissen aus vielen Fällen, dass Überlastungssituationen von Fachkräf-
ten dazu führen, dass sie bestimmte Situationen nicht mehr richtig deuten und sich 
auch nicht um sich selbst kümmern können. Da würde die doppelte Besetzung weiter-
helfen.  

Zur Frage der AfD: Informationsdefizite kommen häufig vor und sind problematisch, 
wenn die jungen Menschen in der Einrichtung eine Gefährdung für die anderen jungen 
Menschen darstellen können. Das führt manchmal dazu, dass eine Hilfe beendet wer-
den muss, und zwar unmittelbar. Wie kann man dem begegnen? Ein utopischer 
Wunsch wäre, es dürfte nie die Zuständigkeit des örtlichen Trägers wechseln innerhalb 
eines Hilfeverlaufes. Es dürfte auch nicht die Zuständigkeit des fallführenden Mitarbei-
ters und des Vormundes wechseln, sodass innerhalb eines Hilfeverlaufes wirklich die-
selben Menschen die ganze Zeit den Blick darauf haben. Denn sobald es diese ganzen 
Zuständigkeitswechsel und Fallübergaben gibt, geht Wissen verloren. Das ist ein gro-
ßes Problem. Rechtlich heilen kann man das nicht, denn es ist eigentlich rechtlich nicht 
vorgesehen. Die Probleme sind aus meiner Sicht an einer anderen Stelle zu suchen. 

Anna Richters (Fachstelle „Gehört werden!“): Die Frage war: Wie viele erreichen 
wir, und wie können wir diejenigen erreichen, die wir noch nicht erreichen? Den Be-
kanntheitsgrad der Fachstelle „Gehört werden!“ und von Jugend vertritt Jugend zu er-
höhen, ist eine große Herausforderung. Wir haben verschiedene Angebote und ma-
chen zum Beispiel einmal jährlich eine große „Gehört werden!“-Veranstaltung, an der 
40 verschiedene Einrichtungen teilnehmen mit Fachkräften, mit jungen Menschen zu-
sammen, um Beratungsmöglichkeiten und die Möglichkeit zum Austausch zu bieten. 
Ein großes Ziel ist natürlich, Jugend vertritt Jugend bekannter zu machen, damit die 
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jungen Menschen, die in stationärer Jugendhilfe leben, auch wissen, wer ihre Selbst-
vertretungen sind, an wen sie sich wenden können und welche Themen die haben.  

Wir erreichen Fachkräfte zum Beispiel, indem wir auch immer wieder an den Jahres-
tagungen der betriebserlaubniserteilenden Stelle teilnehmen. Da besteht eine Mög-
lichkeit sowohl für Jugend vertritt Jugend als auch für die Fachstelle „Gehört werden!“, 
Informationen zu streuen und Einrichtungsleitungen in Gänze zu erreichen.  

Die Angebote der Fachstelle „Gehört werden!“ sind bewusst freiwillig und nied-
rigschwellig und sollen einen Beratungscharakter haben. Das ist wichtig, damit sich 
Einrichtungen, junge Menschen und Fachkräfte vertrauensvoll an uns wenden und wir 
mit Blick auf die individuellen Bedarfe Beratung anbieten können.  

Jugend vertritt Jugend hat in der ersten Runde nicht alle Fragen beantwortet. Die jun-
gen Menschen sind bewusst erst nur auf die erste Frage eingegangen. Deswegen 
wäre meine Frage, ob es für Jugend vertritt Jugend die Möglichkeit gibt, noch einmal 
Stellung zu beziehen.  

Vorsitzende Nina Andrieshen: Gerne.  

Ellie Kesidis (Jugend vertritt Jugend NRW): Danke für die Möglichkeit, uns noch 
einmal zu äußern. Thema „Beschwerdemöglichkeiten“: Beschwerdemöglichkeiten 
müssen niedrigschwellig sein. Das beginnt schon in den einzelnen Einrichtungen. Es 
gibt viele verschiedene Konzepte. Dazu gehört die Einrichtung eines Beschwerdekas-
tens in den Einrichtungen. Partizipationsmöglichkeiten sind wichtig. Bei Teamsitzun-
gen in den Wohngruppen können die jungen Menschen darüber aufgeklärt werden, 
welche Rechte sie haben und welche Möglichkeiten sie haben, sich Hilfe zu holen.  

Das muss über die Einrichtungen hinausgehen bis zu den Trägern und den Landesju-
gendämtern. Jugend vertritt Jugend ist ein Gremium auf Landesebene, um alle Be-
schwerden und Anfragen entgegennehmen zu können. Wichtig ist, niedrigschwellig zu 
beginnen, das aber auch nach oben auszubauen.  

Beschwerden und Kritik sollten nicht immer als Angriff verstanden werden. In der Ju-
gendhilfe ist Entwicklung wichtig, und Beschwerden und Kritik sollten als Entwicklungs-
möglichkeiten aufgefasst werden. Entscheidend ist, dass die jungen Menschen gehört 
werden und dass es ihnen gut geht.  

Marlon Schindler (Jugend vertritt Jugend NRW): Wir wurden nach unseren Erfah-
rungen mit Gewaltschutzkonzepten gefragt. Korrigieren Sie mich gerne, aber nach 
meiner Erfahrung gibt es unterschiedliche Konzepte für unterschiedlichste Bedingun-
gen: für Wochenendgruppen, für Tagesgruppen, für intensivpädagogische oder inten-
sivtherapeutische Wohngruppen. Einheitliche Konzepte wären einfacher, als wenn das 
jede Einrichtung für sich macht. Ich meine, dass ein einheitliches Konzept für die ver-
schiedenen Formen der Jugendhilfe besser wäre – mit dem gleichen Auffrischungs-
maß. Bei der normalen Kinder- und Jugendhilfe könnte man dieses Konzept einmal im 
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Jahr auffrischen und vielleicht alle zwei Jahre bearbeiten. Das intensivtherapeutische 
Konzept könnten die Mitarbeiter alle zwei Jahre auffrischen. Alle ein bis zwei Jahre 
könnte das Konzept überarbeitet und angepasst werden.  

Ellie Kesidis (Jugend vertritt Jugend NRW): Ich möchte noch ansprechen, dass aus 
unserer Sicht wichtig ist, das Vorhandensein von niedrigschwelligen Beschwerdemög-
lichkeiten auch zu kontrollieren, damit das nicht nur auf dem Papier steht. Dass es 
überhaupt eine neutrale Person gibt, ist nicht überall gewährleistet. Wichtig ist Unter-
stützung, damit das umgesetzt werden kann.  

Vorsitzende Nina Andrieshen: Wir kommen zu einer weiteren Fragerunde.  

Charlotte Quik (CDU): Ich möchte aufgrund der bisherigen Ausführungen und der 
Stellungnahmen noch einmal das Thema „Fachkräftemangel“ aufrufen. 

Frau Richters, Frau Kesidis und Herr Schindler, wie kommt der Fachkräftemangel in 
den Einrichtungen bei den jungen Menschen konkret an?  

Herr Post und Herr Dinspel, wie gehen Sie mit dem Thema „Fachkräftemangel“ in den 
Einrichtungen aus dem jeweiligen Blickwinkel um? Welche Auswirkungen hat das auf 
Kinderschutzstandards? Wie begegnen Sie der Herausforderung?  

Dr. Dennis Maelzer (SPD): Ich möchte auf die Frage an die Landesjugendämter ein-
gehen, ob auch anonyme Meldungen möglich sind. Wir hatten das in einer anderen 
Fallkonstellation mal, dass gesagt worden ist, es hätte ja erst nur anonyme Meldungen 
gegeben, darum wäre man dem nicht dezidiert nachgegangen. Haben für Sie ano-
nyme Meldungen den gleichen Stellenwert wie solche, die mit Klarnamen eingehen? 
Auf welche Art und Weise machen Sie denn bekannt und schaffen die Möglichkeiten, 
dass bei Ihnen anonyme Meldungen eingehen können?  

Dagmar Hanses (GRÜNE): Herr Dinspel und Herr Schindler haben verschiedene For-
men der Beteiligung von Jugendlichen und Kindern angesprochen. Die Frage geht an 
diejenigen, die etwas dazu sagen können. Gehört es nicht auch zur Beteiligung junger 
Menschen, diese Formen der Beteiligung selbst zu wählen und zu entwickeln?  

Stephan Palm (Landschaftsverband Rheinland): Ich kann gerne zu der Fragestel-
lung bezüglich der anonymen Meldungen etwas sagen. Erst einmal ist uns vollkommen 
egal, in welcher Art und Weise und Form Meldungen an uns herangetragen werden. 
Alle Informationen, die auf Kindeswohlgefährdungen hinweisen, werden von uns ent-
gegengenommen und werden geprüft.  

Anonyme Meldungen sind auch üblich. Wir werden angerufen, und dann sagt uns je-
mand, er möchte seinen Namen nicht nennen, aber Informationen weitergeben. Es 
gibt Fake-E-Mail-Adressen. Max Mustermann meldet uns etwas, und wir können es 
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konkretisieren und auf eine Einrichtung beziehen. Es gibt auch den herkömmlichen 
Brief ohne Absender, der Informationen enthält, die wir natürlich prüfen. Das ist ein 
Grundsatz. Auch anonyme Meldungen werden natürlich bearbeitet. Das ist ganz klar. 

Wenn wir länger mit einem anonymen Melder oder einer Melderin in Kontakt stehen 
und den Namen kennen, aber gebeten werden, das erst einmal nicht an Einrichtungen 
oder Träger weiterzugeben, dann versuchen wir, das sicherzustellen.  

Es kommt aber auch vor, dass die Informationen so konkret sind und sich auf be-
stimmte Situationen beziehen, dass ein Träger, der damit konfrontiert wird und letztlich 
dazu Stellung nehmen soll, sehr schnell Bezüge herstellen kann. Er kann schnell über-
legen, das kann eigentlich nur die Mitarbeiterin XY sein, die er im vorletzten Monat 
gekündigt hat. Diese Gefahr besprechen wir mit dem anonymen Melder oder der Mel-
derin, dass das passieren kann.  

Noch einmal die klare Aussage: In welcher Form die Meldungen an uns herangetragen 
werden – personalisiert oder anonym –, ist vollkommen egal. Alle werden bearbeitet.  

Sascha Dinspel (CJG St. Ansgar): Der Fachkräftemangel ist seit Jahren schon in-
tensiv auch in der Zusammenarbeit mit dem Landesjugendamt Thema. Es sind auch 
Maßnahmen getroffen worden über das Maßnahmenpapier. Ein Zugang war, die De-
finition von Fachkraft zu erweitern und Nachschulungen für berufsnahe Berufsgruppen 
zu ermöglichen. Das hilft natürlich, ist aber nicht der ganz große Wurf. Davon haben 
wir uns ein bisschen mehr versprochen. Dafür kann niemand etwas. Es fehlen einfach 
Menschen.  

Wir haben zwei Dimensionen von Fachkräftemangel. Wir haben zu wenig Fachkräfte, 
und wir haben einen hohen Krankenstand. Das ist in den letzten drei Jahren ein deut-
liches Problem neben den unbesetzten Stellen.  

Die Auswirkungen auf den Kinderschutz sind vielfältig. Wir sprechen nicht von einem 
technischen Vorgang. Wir können in der Wohngruppe, wenn eine Stelle fehlt, einen 
Springer einsetzen. Das bedient zwar den Dienst, aber nicht die Bedürfnisse der Kin-
der. Wir arbeiten mit Bindung, und die erreichen wir schlecht über fremde Personen 
oder mit Zeitarbeitsfirmen.  

Eine Antwort der Praxis ist, dass manche Angebote gar nicht mehr auf dem Markt sind. 
Intensivpädagogische Wohngruppen werden weniger. Das sind schwierige Jobs, und 
das sind die Ersten, die weniger werden.  

Das hat Auswirkungen. Dann sitzen die Kinder in Inobhutnahmegruppen fest, weil es 
keine Folgeangebote gibt, oder die Inobhutnahme selbst ist schon voll. Dann schließt 
sich eine Kaskade an schwierigen Bedingungen an. Das sind die harten Fakten. 

Es gibt jede Menge weiche Faktoren, die nicht so offensichtlich sind. Wenn das Per-
sonal immer wechselt, Menschen nicht da sind, der Doppeldienst nicht ermöglicht wer-
den kann, dann ist natürlich die Gefahr größer, dass Bedarfe von Kindern nicht gut 
bedient werden. Wir haben eben gesagt, Partizipation braucht Zeit. Schutzkonzepte 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 25 - APr 18/737 

Unterausschuss „Kommission zur Wahrnehmung der Belange der Kinder“ 07.11.2024 
(Kinderschutzkommission) bar 
des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend  
16. Sitzung (öffentlich)  
 
 
zu entwickeln, braucht Zeit. Wie soll das dann passieren? Die jungen Menschen wün-
schen sich Vertrauenspersonen in den Einrichtungen. Wenn die Vertrauensperson je-
des Jahr eine andere Person ist, ist es schwieriger, Vertrauen aufzubauen.  

Das hat massiven Einfluss auf Faktoren im Bereich Kinderschutz. Was tun wir dage-
gen? Das Wirksamste, was wir für uns vor Ort identifiziert haben, ist, erst einmal dafür 
zu sorgen, dass nach Möglichkeit keiner mehr geht, der kommt. Darauf haben wir nur 
bedingt Einfluss, aber schon, und das hilft auch.  

Und wir bilden viel aus. Wir haben sehr viel in die Ausbildung investiert. Wir haben uns 
auch über die Fachverbände sehr dafür eingesetzt, dass die praxisintegrierte Ausbil-
dung und die duale Ausbildung im sozialen Bereich ausgebaut werden, weil es 
dadurch mehr junge Menschen gibt, die in den Beruf gehen, weil sie eben schon wäh-
rend der Ausbildung Geld verdienen. Das war bei den Erzieherinnen und Erziehern 
vorher nicht so.  

Auch für Studierende ist das duale Studium, das jetzt auch an den öffentlichen Hoch-
schulen nach und nach etabliert wird, ein einfacherer Zugang in den Job. Dafür haben 
wir uns sehr eingesetzt, und das hilft natürlich.  

Das bedient all diese Probleme. Wir haben viel weniger Einarbeitung. Den jungen 
Menschen sind die Auszubildenden bekannt. Wenn die dann in der Einrichtung blei-
ben, hilft das sehr viel. Der Sektor ist wirklich gewachsen. Das ist auf jeden Fall ein 
guter Weg.  

David Post (VPK-Landesverband NRW): Ich kann mich meinem Vorredner anschlie-
ßen. Wir wissen aus etwas länger zurückliegenden Untersuchungen, dass ungefähr 
50 % der Fachkräfte, die anfangen, in den stationären Hilfen zu arbeiten, das Arbeits-
feld in den ersten zwei Jahren wieder verlassen. Von daher ist die Fachkräftegewin-
nung wichtig, aber es ist auch wichtig, die Fachkräfte zu halten. Da kann man sich an 
einigen Stellen noch besser aufstellen, damit sich die Fachkräfte in der Heimerziehung 
zurechtfinden, sich dort wohlfühlen und darin für sich eine sinnvolle Tätigkeit sehen 
können. 

Die Auswirkungen auf den Kinderschutz hat mein Kollege benannt. Ich habe es heute 
auch schon angesprochen. Das ist auf jeden Fall ein wichtiges Steuerungselement, 
das dem Träger verloren geht, wenn er seine Fachkräfte nicht aus dem Vollen schöp-
fen kann, sondern Fachkräfte anstellen muss, um den in der Betriebserlaubnis vorge-
sehenen Personalschlüssel einzuhalten, was natürlich auch wichtig ist.  

Ich kann Ihnen nicht sagen, wie das in zehn Jahren aussehen wird. Wir haben ein 
großes Problem in der Konkurrenz mit anderen Arbeitsfeldern wie dem Kitabereich 
und dem OGS-Bereich. Wenn Fachschulen überwiegend im Kita- und Primarbereich 
ausbilden und viele Fachschüler noch nie irgendetwas von Hilfen zur Erziehung gehört 
haben, geschweige denn irgendeine Einrichtung von innen gesehen haben, dann wer-
den wir die auch nicht gewinnen können und langfristig an den Bereich Kita verlieren.  
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Die Arbeitszeiten in der stationären Hilfe sind auch nicht attraktiv. Daran werden wir 
nichts ändern können. Da gibt es einen Schichtdienst. Für manche ist das das richtige 
Modell, aber es ist nicht besonders familienfreundlich. Das ist vielleicht auch ein 
Grund, warum weitere Fachkräfte den Bereich verlassen und sich ein Feld mit klareren 
Arbeitszeiten suchen.  

Von daher kann ich Ihnen auch keine Antwort geben, wie die Praxis damit in Zukunft 
zurechtkommen wird. Das werden wir sehen müssen. Wir tun auf jeden Fall unser 
Bestes, um die Menschen für dieses Arbeitsfeld zu erreichen, die Träger so gut wie 
möglich zu stärken und Wege aufzuzeigen, die Fachkräfte dort halten zu können, so-
dass das auch in Zukunft eine gute und wichtige Hilfe für die jungen Menschen sein 
kann, die dort aufgenommen werden.  

Marlon Schindler (Jugend vertritt Jugend NRW): Thema „Fachkräftemangel“: Aus 
meiner Sicht ist die Lage sehr angespannt. Wenn von einem Fünferteam aus Pädago-
gen zwei oder drei krank sind, haben Sie einen Pingpong-Dienst. Der Erste macht 
zwölf Stunden, der Nächste macht zwölf Stunden und das immer abwechselnd jeden 
Tag, bis eine dritte Person dazukommt. Bei einem Wechsel alle zwölf Stunden entwi-
ckelt sich keine Bindung.  

Es ist schwierig, dann Arzttermine wahrzunehmen, zu denen jemand gebracht werden 
muss, weil der Arzt 20 oder 50 km entfernt ist. Der Pädagoge, der sich damit auskennt, 
darf nicht arbeiten, weil er davor den Nachtdienst gemacht hat. Ein Pädagoge muss 
auch bleiben und auf die anderen aufpassen, wenn unter 18-Jährige dabei sind.  

An dem Thema muss gearbeitet werden. Das muss schmackhafter gemacht werden 
für Personen, die in die Ausbildung gehen, damit man die auch behält.  

Ellie Kesidis (Jugend vertritt Jugend NRW): Ich kann dem nur zustimmen. Wech-
selndes und fehlendes Personal ist sehr stressig im Alltag der jungen Menschen, die 
dort eigentlich eine Art zweites Zuhause finden sollten.  

Für Eltern ist die Unsicherheit, ob der Kindergarten aufgrund des Fachkräftemangels 
überhaupt geöffnet ist, belastend.  

Aufgrund dieses Fachkräftemangels können sich die Fachkräfte, die das ausgleichen 
müssen, nur darauf konzentrieren, dass der Alltag funktioniert, aber nicht an einer Wei-
terentwicklung arbeiten. Vorhin wurde gesagt, Partizipation braucht Zeit und erfordert 
Mühe. Ein Punkt ist Hilfe zur Selbsthilfe. Man muss den jungen Menschen beibringen, 
selbstständig zu sein, und helfen, eines Tages auf eigenen Beinen stehen zu können. 
Das muss individuell angepasst werden. Dafür haben die Fachkräfte keine Ressourcen. 
Ich bin der Meinung, das gefährdet eine gute Entwicklung der jungen Menschen in den 
Wohngruppen.  

Junge Menschen, die einen Platz in einer Wohngruppe brauchen, müssen auf diesen 
Platz eventuell auch ein Jahr warten.  
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Das ist eine sehr stressige Situation für alle Beteiligten, für die Fachkräfte und für die 
jungen Menschen. Aber vor allem belastet das die Zukunft der jungen Generation. Das 
ist ein ewiger Teufelskreis.  

Es sollte auch Partizipationsmöglichkeiten für Fachkräfte geben, damit auch die sagen 
können, was sie gerne hätten, damit zum Beispiel der Fachkräftemangel besser aus-
geglichen werden kann.  

Ausbildungen könnten gefördert werden. Ich denke auch an Ehrenämter. Ich persön-
lich komme aus dem Gremium Jugend vertritt Jugend und bin erst dadurch darauf 
gestoßen, wie interessant ich das finde, mich für andere junge Menschen einzusetzen. 
Ich denke darüber nach, eine Erzieherausbildung zu machen.  

Ich bin auch ehrenamtlich im Jugendzentrum tätig und kenne 20 Menschen dort, die 
dieses Jugendzentrum, als sie jung waren, selbst jeden Tag besucht haben und sich 
dort wohlgefühlt haben, weil sich die Betreuer dort gut um sie gekümmert haben. Diese 
20 Menschen sind dann dort selbst ehrenamtlich eingestiegen und wollen jetzt auch 
die Erzieherausbildung machen. Deswegen finde ich es wichtig, dass es Partizipati-
onsmöglichkeiten für junge Menschen gibt, damit sie sehen, wie interessant das sein 
kann.  

Anna Richters (Fachstelle „Gehört werden!“): Ich möchte nichts mehr hinzufügen. 
Die Aussagen von Ellie Kesidis und Marlon Schindler, wie sie den Fachkräftemangel 
erleben, sprechen für sich.  

Vorsitzende Nina Andrieshen: Gibt es noch weitere Fragen seitens der Fraktionen? 
– Das sehe ich nicht. Dann darf ich mich noch einmal bei Ihnen dafür bedanken, dass 
Sie heute zu uns in die Kinderschutzkommission gekommen sind und Ihre Expertise 
zum Thema „Kinderschutz in stationären Einrichtungen“ eingebracht haben. 

Die Mitglieder des Ausschusses werden die sich aus dem heutigen Gespräch erge-
benden Erkenntnisse in die weiteren Beratungen mit einbringen. 

Das Ausschussprotokoll wird in einigen Wochen auf unserer Internetseite zur Verfü-
gung stehen. 

Ich wünsche Ihnen eine gute Heimreise und noch einen schönen Tag. 

(Es folgt eine kurze Unterbrechung.) 
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2 Gesetz zur Änderung des Landeskinderschutzgesetzes NRW 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/10933 

(Überweisung des Gesetzentwurfs Drucksache 18/10933 an den 
Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend – federführend – so-
wie an die Kommission zur Wahrnehmung der Belange der Kin-
der am 10.10.2024) 

Die Kinderschutzkommission beschließt, sich pflichtig an der 
Anhörung im federführenden Ausschuss für Familie, Kinder 
und Jugend am 6. Februar 2025 zu beteiligen. 
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3 Arbeitsplan 2025 (s. Anlage 2)  

Die Kinderschutzkommission beschließt mit den Stimmen aller 
Fraktionen den Arbeitsplan für 2025, der als Tischvorlage vor-
liegt. 
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(Wird heute nicht behandelt; s. „Vor Eintritt in die Tagesordnung“) 

4 Belastungen von Kindern mit Schadstoffen 

Ausschussprotokoll 18/687 
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5 Verschiedenes 

– keine Wortbeiträge 

gez. Nina Andrieshen 
Vorsitzende 

2 Anlagen 
19.01.2025/20.01.2025 
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16. Sitzung der Kommission zur Wahrnehmung der Belange der Kinder 

Tischvorlage, 07.11.2024 

Entwurf Arbeitsplan 2025 

Thema Angedachter Termin
1. Anhörung: 

Kinderschutz bei Kindern mit Fluchterfahrung 
Do. 23.01.2025 

2. Anhörung: 
Gutachtenerstellung in familiengerichtlichen 
Verfahren 

Do. 08.05.2025 

3. Anhörung: 
Kinderschutz bei Kindern von psychisch- und 
suchterkrankten Eltern 

Do. 04.09.2025 

4. Vorstellung Gutachten Kinderschutz im 
kommerziellen Raum 

Do. 11.12.2025 
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